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Siehe auch:

Schützenswerte Ortsbilder;

Umsetzung der Bundesinventare

Betroffene Stellen

Koordinationsstelle:
Bau- und Raumplanungsamt

Gemeinden:
Alle

Kantonale Stellen:
AfU, VEA, BNS

Andere Kantone:
BE, NE, VD

Bund:
BAKOM, BUWAL, ARE

1. PROBLEMSTELLUNG

Fernmeldeanlagen bestehen seit vielen Jahren. Allerdings führten 
die technologische Entwicklung und die Liberalisierung bestimmter 
Märkte zu einer Zunahme der Gesuche und der Errichtung von 
Fernmeldeanlagen (vor allem Sender).

Die Standortbedingungen können je nach der technologischen 
Entwicklung oder des für die Übertragung benutzten Frequenztyps 
ändern. Folglich können die verschiedenen Netze nicht immer 
dieselben Sender benutzen, und die Zahl der notwendigen Sender 
kann je nach der verwendeten Technologie variieren.

Die rasche Entwicklung im Fernmeldewesen löste in der Bevölkerung 
Ängste und Bedenken aus, die vor allem zwei Aspekte betreffen: 
die Auswirkungen dieser Anlagen auf die Landschaft und insbe-
sondere die Folgen für die Gesundheit der Personen, die den 
von diesen Anlagen erzeugten Strahlungen ausgesetzt sind. Die 
Befürchtungen hinsichtlich der gesundheitlichen Folgen sind um 
so heftiger, als es nur wenige wissenschaftliche Untersuchungen 
in diesem Bereich gibt und die langfristigen Auswirkungen noch 
nicht bekannt sind. Aus Präventionsgründen sind folglich die 
Immissionen zu reduzieren oder einzuschränken.

Eine Bundesverordnung über den Schutz vor nichtionisierender 
Strahlung (NISV) ist vor kurzem in Kraft getreten. Diese gesetzliche 
Grundlage fixiert eine Reihe von Werten je nach Anlagetyp und 
den Entfernungen, die einzuhalten sind, um zu verhindern, dass 
Menschen zu grossen Strahlengefährdung ausgesetzt sind.

Die Fernmeldeanlagen befinden sich hauptsächlich in 
Siedlungsgebieten und entlang der wichtigsten Verkehrswege. 
Die Probleme, die sie stellen, variieren erheblich je nach ihrem 
Standort.

Im ländlichen Gebiet stellen ästhetische Anliegen, wie die 
Einpassung in die Landschaft oder die Rücksichtnahme auf das 
kulturelle Erbe, häufig die wichtigsten Probleme dar. In bezug auf 
die Strahlenbelastung von Personen ist es einfacher, im ländlichen 
Gebiet einen von der Bevölkerung entfernt liegenden Standort 
zu finden als im Siedlungsgebiet.

Im Siedlungsgebiet haben die Anlagen vorrangig dort zu stehen, 
wo die Strahlung keine Probleme für die Gesundheit von Personen 
darstellt. Zu erwähnen ist überdies das Problem der Einpassung 
von Anlagen in schützenswerte Ortsbilder. Dieser Punkt hat in 
etwa die gleiche Bedeutung wie die Frage der Einpassung in 
die Landschaft im ländlichen Gebiet.

Nach der Einrichtung des Netzes der zweiten Mobilfunkgeneration 
und angesichts der Aufhebung einer Monopolsituation waren 
bei der Prüfung oder der Bewilligung von Sendern durch die 
Kantone oder die Gemeinden zahlreiche Koordinations- und 
Umsetzungsprobleme aufgetaucht. Deshalb erarbeitete der Bund 
für die Einrichtung des Netzes der dritten Mobilfunkgeneration eine 
Reihe von Empfehlungen zuhanden der Konzessionärinnen, Kantone 
und Gemeinden. Der Text des kantonalen Richtplans übernimmt 
im wesentlichen den Inhalt der eidgenössischen Empfehlungen. 
Allerdings ist zu betonen, dass die folgenden Ausführungen nicht 
unbedingt nur auf Mobilfunkanlagen anwendbar sind.
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2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

· Prüfung der Bewilligungsgesuche für Fernmeldeanlagen auf der 
Grundlage der entsprechenden Empfehlungen des Bundes.

· Sicherstellung der Koordination unter den Konzessionärinnen, 
was die Planung der Anlagen betrifft.

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Aus den Empfehlungen des Bundes lassen sich folgende 
Grundsätze ableiten:

Für alle Anlagen

· Einführung eines Informationsaustausches, der unter 
Rücksichtnahme auf die Strategie der Konzessionärinnen die 
Koordination aller vorhandenen Interessen ermöglicht.

· Entfernung der überflüssig gewordenen Anlagen und 
Wiederherstellung des Standortes in seinen ursprünglichen 
Zustand.

Für Anlagen ausserhalb von Bauzonen

· Höchstmögliche Reduktion der Anzahl von 
Fernmeldeanlagen.

· Vorrangige Benutzung von bestehenden Standorten, die von 
anderen Konzessionärinnen betrieben werden, sofern genügend 
Platz vorhanden ist und keine technischen, rechtlichen oder 
wirtschaftlichen Gründe gegen eine solche Mitbenutzung 
bestehen.

· Fernmeldeanlagen im Wald sind im Prinzip verboten. 
Bewilligungen können allerdings erteilt werden, um eine bessere 
Einpassung in die Landschaft zu erzielen, insbesondere an 
Waldrändern, oder um die Bevölkerung vor Strahlung zu 
schützen.

Für Anlagen innerhalb der Bauzonen

· Vermeidung der Konzentration nichtionisierender 
Strahlungsquellen, wie Fernmeldeanlagen.

· Im Rahmen der Standortwahl für Fernmeldeanlagen Suche 
nach Orten, an denen die Belastung von Personen durch 
nichtionisierende Strahlung so gering wie möglich ist.

· Vorrangige Errichtung von Fernmeldeanlagen auf bestehenden 
Gebäuden oder Infrastrukturen.

· Vorrangige Errichtung von Fernmeldeanlagen in Arbeits- oder 
Industriezonen, in zweiter Priorität in gemischten Zonen und 
nur in Sonderfällen in Wohnzonen.

· Vermeidung der Errichtung von Fernmeldeanlagen in der 
Nähe von Schulen, Kindergärten, Spitälern, Altersheimen oder 
anderen empfindlichen Aktivitäten.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

· Suche nach Standorten und Ergreifung von Massnahmen, 
welche die bestmögliche Einpassung in die Landschaft ermög-
lichen.



T S. 2   

2 0 .  F e r n m e l d e a n l a g e n

01.07.2002

2 0 .  F e r n m e l d e a n l a g e n

T S. 3   01.07.2002

· Bemühung um die Einpassung in das Ortsbild, falls sich der 
gewählte Standort in einem im Bundesinventar schützenswerter 
Ortbilder der Schweiz aufgeführten Ort befindet oder in der 
Nähe eines geschützten Gebäudes liegt, das im Verzeichnis 
der unbeweglichen Kulturgüter oder im Inventar der geschützten 
Gebäude aufgeführt ist.

· Vermeidung der Errichtung von Fernmeldeanlagen in 
Gebieten, die in den Bundesinventaren des Natur- und 
Landschaftsschutzes aufgeführt sind, oder in schützenswerten 
Natur- und Landschaftsräumen.

· Vermeidung der substantiellen Beeinträchtigung von IVS-Wegen 
und IVS-Objekten.

· Ergreifung von Wiederherstellungs- oder Ersatzmassnahmen im 
Fall einer bedeutenden Beeinträchtigung der Naturräume.

3. AUFGABENVERTEILUNG

Auf der Grundlage der eidgenössischen Empfehlungen und 
je nach der kantonalen Verwaltungsorganisation findet die 
Aufgabenverteilung wie folgt statt:

Das Bau- und Raumplanungsamt:
· Nimmt bei Baugesuchen eine Interessenabwägung vor und ist 

besorgt, optimale Standortlösungen zu finden.

· Kann eine gemeinsame Anlagenbenutzung verlangen, wenn 
das öffentliche Interesse dies erfordert.

· Erstellt ein Inventar der bestehenden oder geplanten Anlagen 
und führt dieses nach.

· Sorgt für die vertrauliche Behandlung der von den 
Konzessionärinnen übermittelten Daten und beachtet die 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen.

· Informiert die Konzessionärinnen über die Nutzungsmöglichkeiten 
bestehender Infrastrukturen am gewünschten Standort nur im 
Fall einer möglichen Mitbenutzung.

Das Amt für Umwelt:
· Ist für die Umsetzung der Bundesverordnung über den Schutz 

vor nichtionisierender Strahlung zuständig und prüft dem-
entsprechend, ob die Bestimmungen der Verordnung bei 
Bewilligungsgesuchen eingehalten werden.

· Kann Sanierungsmassnahmen verlangen, wenn die Grenzwerte 
der Bundesverordnung über den Schutz vor nichtionisierender 
Strahlung überschritten werden.

Das Amt für Verkehr und Energie:
· Bearbeitet die Dossiers der Anlagen, die eine Behinderung 

des Luftverkehrs darstellen können.

Das Büro für Naturschutz:
· Sorgt für die Berücksichtigung der Anliegen des Naturschutzes 

im Rahmen der Gesuche für neue Anlagen.

· Schlägt den Konzessionärinnen Ersatzlösungen vor, falls 
geschützte Gebiete und empfindliche Landschaftsräume beein-
trächtigt werden.
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Der Bund:
· Fordert im Rahmen der erteilten Konzessionen, dass die 

Konzessionärinnen ihre Netze koordinieren, und legt die 
Bewilligungsbedingungen für die Zusammenlegung fest.

· Ist die zuständige Behörde oder muss konsultiert werden, wenn 
Fernmeldeanlagen auf oder in der Nähe von Infrastrukturen 
errichtet werden, die in seinen Zuständigkeitsbereich fallen, wie 
Hochspannungsleitungen, Luftfahrtinfrastrukturen, Bahnanlagen, 
Nationalstrassen und Militäranlagen.

Die Konzessionärinnen:
· Übermitteln an das Bau- und Raumplanungsamt die Daten, die 

nötig sind, um ein Inventar der bestehenden und geplanten 
Anlagen zu erstellen und nachzuführen.

· Sorgen für die Koordination ihrer Netze auf der Grundlage der 
vom Bau- und Raumplanungsamt gelieferten Angaben.

· Sorgen für die Einhaltung der Grenzwerte gemäss der 
Bundesverordnung über den Schutz vor nichtionisierender 
Strahlung.

· Suchen mit dem Büro für Naturschutz nach Ersatzlösungen 
im Fall einer Beeinträchtigung von geschützten Gebieten und 
empfindlichen Landschaftsräumen.

· Sind verantwortlich für die Wiederherstellung des Standortes 
von Anlagen, die nicht mehr benötigt werden.

· Informieren das Amt für Verkehr und Energie über die even-
tuelle Vereinbarkeit ihrer Anlagen mit den Erfordernissen der 
Luftfahrt.

4. UMSETZUNG

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Ortsplanung

Die Ortsplanungen haben die bestehenden Fernmeldeanlagen in 
ihrer Planungsphase zu berücksichtigen und bei der Planung neuer 
Bauzonen für die Einhaltung der Grenzwerte der Bundesverordnung 
über den Schutz vor nichtionisierender Strahlung zu sorgen.

VERFAHREN FÜR DIE REALISIERUNG EINES PROJEKTES

Alle neuen Fernmeldeanlagen, aber auch zusätzliche Antennen 
oder technische Anlagen auf bestehenden Bauten oder Anlagen 
sind bewilligungspflichtig.

Die Bedingungen für die Wiederherstellung im Fall von nicht mehr 
benötigten Anlagen werden in der Baubewilligung festgelegt.

Sobald die Konzessionärin von der zuständigen Behörde über die 
Standorte informiert wurde, für die sich die Prüfung einer eventuellen 
Mitbenutzung aufdrängt, führt sie - vor der Baugesuchseingabe 
- eine Grobanalyse der in Frage kommenden Standorte durch 
und teilt der zuständigen Behörde ihre begründete Beurteilung 
einer eventuellen Mitbenutzung mit.

Falls die Grobanalyse die Konzessionärin veranlasst, eine 
Mitbenutzung abzulehnen und die zuständige Behörde 
diese Ablehnung zurückweist, nimmt die Konzessionärin 
an einem Bereinigungsgespräch teil, das bezweckt, die 
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Meinungsverschiedenheiten auszuräumen und konstruktive 
Lösungen zu finden.

Wenn Einverständnis über einen gemeinsamen Standort besteht, 
bereinigen die Konzessionärinnen die Fragen des gegenseitigen 
Uebereinkommen und der Baugesuchseingabe selbständig.

Besonderheiten ausserhalb der Bauzone

Eine Sonderbewilligung der Raumplanungs-, Umwelt- und 
Baudirektion ist erforderlich für den Bau von Anlagen ausserhalb 
der Bauzone, ausgenommen die Fälle, die dem Bundesrecht 
unterstehen.
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